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MITTEILUNG AN DIE MITGLIEDER

Betrifft: Petition Nr. 0792/2019, eingereicht von Koben Sprengers, belgischer 
Staatsangehörigkeit, zur Notwendigkeit eines Verbots der Einfuhr von 
Fleisch und Sojabohnen aus Brasilien durch die EU

Petition Nr. 0814/2019, eingereicht von F. C., italienischer 
Staatsangehörigkeit, zur Aussetzung der Handelsbeziehungen mit 
südamerikanischen Ländern, die für die Entwaldung im Amazonas 
verantwortlich sind

1. Zusammenfassung von 0792/2019

Der Petent weist darauf hin, dass die Europäische Union und Finnland es in Betracht ziehen, 
den Verkauf von Fleischerzeugnissen aus Brasilien aufgrund der unkontrollierten Brände im 
Amazonas-Regenwald zu verbieten; landwirtschaftliche Unternehmen hatten kleine Teile des 
Regenwaldes in Brand gesteckt, um Land für die Rindviehzucht und den Sojaanbau zu 
gewinnen. Der Petent fordert umfassende Unterstützung für diese Entscheidung. Er bringt 
seine Bedenken über die besorgniserregende Situation im Amazonas-Regenwald zum 
Ausdruck, die eine Folge menschlichen Handelns sei. Der Petent beschwert sich, dass die 
brasilianische Regierung sowohl mehrere Projekte zur Wiederaufforstung als auch 
Umweltprogramme abgelehnt habe. Dadurch werde ihre mangelnde Bereitschaft deutlich, 
gegen Entwaldung vorzugehen.

Zusammenfassung der Petition Nr. 0814/2019

Der Petent fordert Maßnahmen zum Schutz des Regenwaldes im Amazonasgebiet und eine 
mögliche Aussetzung der Handelsbeziehungen mit den südamerikanischen Ländern, die für 
dessen Entwaldung verantwortlich sind.
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2. Zulässigkeit

Die Petition Nr. 0792/2019 wurde am 18. Dezember 2019 für zulässig erklärt.
Die Petition Nr. 0814/2019 wurde am 25. März 2020 für zulässig erklärt.

Die Kommission wurde um Auskünfte gebeten (Artikel 227 Absatz 6 der Geschäftsordnung).

3. Antwort der Kommission, eingegangen am 31. August 2020

Petitionen Nr. 0792/2019 und Nr. 0814/2019

Bei den Waldbränden im Amazonasgebiet im vergangenen Jahr waren die Kommission und 
der Europäische Auswärtige Dienst im ständigen Dialog mit der brasilianischen Regierung, 
dem Nationalkongress, der Justiz und anderen Organen sowie zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. Mehrere Staatsoberhäupter und Regierungschefs der EU äußerten große 
Bedenken hinsichtlich der Brände und die Kommission bot konkrete Hilfe an, zum Beispiel in 
Form des Copernicus-Katastrophen- und Krisenmanagementdienstes1 und über das Zentrum 
für die Koordination von Notfallmaßnahmen zur Entsendung von Feuerwehrmännern.

Zur Förderung der langfristigen Erhaltung und nachhaltigen Nutzung von Wäldern und 
anderen zugehörigen Ökosystemen im Amazonasbecken finanziert die Kommission im 
Rahmen der bilateralen, thematischen und regionalen Entwicklungszusammenarbeit einige 
Initiativen. Diese Initiativen, die zusammen mit nationalen und subnationalen Regierungen, 
der Zivilgesellschaft und dem Privatsektor durchgeführt werden, haben derzeit ein 
Gesamtbudget von 170 Mio. EUR. 

Die Kommission verstärkt auch ihre politischen Reaktionen an anderen Fronten. Im Juli 2019 
nahm sie eine umfassende Mitteilung zur Intensivierung der EU-Maßnahmen zum Schutz und 
zur Wiederherstellung der Wälder in der Welt an2. In der Mitteilung, die auf der Erkenntnis 
beruht, dass die Entwaldung mehrere Ursachen hat und dass das Problem mit einer einzigen 
politischen Maßnahme oder einem einzigen politischen Instrument nicht gelöst werden kann, 
wurde eine Vielzahl von politischen Initiativen angekündigt. 

Mit dem Europäischen Grünen Deal der Kommission vom Dezember 20193 und ihrer 
Biodiversitätsstrategie für 2030 von Mai 20204 wird auch betont, dass der Verlust an 
biologischer Vielfalt verhindert und die Entwaldung bekämpft werden muss. Im Rahmen der 
letztgenannten Strategie bestätigte die Kommission ihre Absicht, im Jahr 2021 einen 
Legislativvorschlag vorzulegen und weitere Maßnahmen vorzustellen, um die Platzierung von 
Produkten auf dem EU-Markt, die mit der Entwaldung oder Waldschädigung im 
Zusammenhang stehen, zu vermeiden oder zu verringern5 und wälderfreundliche Einfuhren 
und Wertschöpfungsketten zu fördern. 

Für die Handelspolitik in diesem Bereich ist ausschließlich die Europäische Union zuständig, 

1 https://emergency.copernicus.eu/mapping/#zoom=2&lat=25.90391&lon=64.75146&layers=0BT00
2 https://ec.europa.eu/environment/forests/eu_comm_2019.htm
3 https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
4 https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/strategy/index_en.htm
5Die Vorbereitungen dazu laufen bereits: https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-
say/initiatives/12137-Minimising-the-risk-of-deforestation-and-forest-degradation-associated-with-products-
placed-on-the-EU-market

https://emergency.copernicus.eu/mapping/%23zoom=2&lat=25.90391&lon=64.75146&layers=0BT00
https://ec.europa.eu/environment/forests/eu_comm_2019.htm
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/strategy/index_en.htm
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12137-Minimising-the-risk-of-deforestation-and-forest-degradation-associated-with-products-placed-on-the-EU-market
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12137-Minimising-the-risk-of-deforestation-and-forest-degradation-associated-with-products-placed-on-the-EU-market
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12137-Minimising-the-risk-of-deforestation-and-forest-degradation-associated-with-products-placed-on-the-EU-market
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die Mitgliedstaaten können nicht eigenständig agieren. Die Kommission misst der Aufnahme 
von Bestimmungen über die Nachhaltigkeit und Erhaltung der Wälder in Handelsabkommen 
der EU große Bedeutung bei. 

Gemäß dem Standardvorgehen der EU ist im handelspolitischen Teil des künftigen 
Abkommens zwischen der EU und dem Gemeinsamen Markt des Südens (Mercosur) ein 
Kapitel über Handel und nachhaltige Entwicklung mit Verpflichtungen zum Handel und zur 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung sowie zur Förderung eines verantwortungsvollen 
Geschäftsgebarens enthalten. Das Kapitel sieht außerdem vor, dass die EU- und Mercosur-
Länder multilaterale Umweltübereinkünfte wirksam umsetzen, darunter das Pariser 
Klimaschutzübereinkommen und das Übereinkommen über die biologische Vielfalt, von 
denen sie Vertragsparteien sind. Die Mercosur-Länder, einschließlich Brasilien, haben in ihre 
Zusagen zum Übereinkommen von Paris Verpflichtungen in Bezug auf die Entwaldung 
aufgenommen, die durch Initiativen des Privatsektors untermauert werden, beispielsweise 
durch die Verpflichtung brasilianischer Fleischverarbeiter, Fleisch nicht von 
landwirtschaftlichen Betrieben in kürzlich entwaldeten Gebieten zu beziehen, und das Soja-
Moratorium für den Amazonas, eine unabhängige brasilianische Initiative mehrerer 
Interessenträger. 

Hinsichtlich bestimmter Produkte, auf die in der Petition Nr. 0792/2019 Bezug genommen 
wird, sei erneut darauf hingewiesen, dass die aktuellen Ausfuhren von brasilianischem 
Rindfleisch in die EU nur etwas mehr als 1 % der brasilianischen Erzeugung ausmachen. Das 
meiste in Brasilien erzeugte Rindfleisch wird im eigenen Land konsumiert. Das 
Übereinkommen zwischen EU und Mercosur wird nicht zu einem wesentlichen Anstieg der 
Rindfleischeinfuhren aus Mercosur-Ländern führen, zumal die Einfuhren einem festgesetzten 
Zollkontingent unterliegen. Brasiliens Anteil am Gesamtkontingent wird bei unter 0,5 % 
seiner jährlichen Erzeugung liegen. Für die meisten Einfuhren von Agrarlebensmitteln aus 
Mercosur-Ländern in die EU, einschließlich Soja, werden bereits keine Zölle erhoben. Auf sie 
hat das Übereinkommen also keine Auswirkungen.

Schlussfolgerung

Wie in der Mitteilung der Kommission vom Juli 2019 zur Intensivierung der EU-Maßnahmen 
zum Schutz und zur Wiederherstellung der Wälder in der Welt festgelegt, hat die Entwaldung 
mehrere Ursachen und das Problem kann nicht mit einer einzelnen politischen Maßnahme 
oder einem einzelnen politischen Instrument gelöst werden. 

Durch den Europäischen Grünen Deal der Kommission vom Dezember 2019 und ihre 
Biodiversitätsstrategie für 2030 von Mai 2020 wird auch betont, dass der Verlust an 
biologischer Vielfalt verhindert und die Entwaldung bekämpft werden muss und dass sich 
konkrete Initiativen in Vorbereitung befinden.

Das Übereinkommen zwischen EU und Mercosur umfasst Bestimmungen über die 
Zusammenarbeit bei der nachhaltigen Entwicklung und im handelspolitischen Teil ein Kapitel 
über Handel und nachhaltige Entwicklung mit verbindlichen Verpflichtungen zu 
Handelsaspekten der Nachhaltigkeit.

Nach Auffassung der Kommission werden diese Bestimmungen nach Inkrafttreten eine 
wertvolle Plattform für die Zusammenarbeit mit den Mercosur-Ländern in den Bereichen 
Nachhaltigkeit, Umweltschutz, Biodiversität, Waldbewirtschaftung und Klimawandel bieten.


